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VIn Sachen

Verkündet des Freistaates Bayern, Vertreten durch des Landes—
270 Mai 1959 versorgungsamt Bayern, München 13, Heßstraße 87/89,

Beklagten und Revisionsklägers,

g*e g e n

Kläger und Revisionsbeklagten,

Prozeßb9VÖllmächtigter;h.-

hat der 9° Senat des Bundeesozielgerichts auf diel ”
' mündliche Verhandlung vom 27° Mai 1959, an der mit— -

gewirkt haben

Sénätepräsident

.Bundesrichter-
Bundesrichter

' 1 ' .
Bundessozialriéhter

Bundeesozialrichter'

für Rechterkannte‘

Dr; W e 1 B

die Vorsitzender‚‘

Dr„ R ü c k e r t . _ und
Dr.8 c h\w an k'h & r 13
als weitere‘BerUfsrichter,

C o n r a & undj

'L'e h m a n n'
_

' als ehrenamtliche„ßeisitzér‚"

.P\

Das Urteil des Bayerischen Landesscziälgerichts in

München vom 16° Februar 1956 wird aufgehoben„ Die,
Säche wird zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das Land€ésozialgaricht\zurückverwieseno

Von Rechts wegen;
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Der Kläger war 1944 als Oberzahlmeister beim Ersatzvérpflegungsé

magazin in & tätig° Am Abend des 25° März 1944 nahm er im
Hotel R__} in Nürnberg an einer Zusammenkunft der Beamten

seiner Dienststelle teil° Etwa_um23°° Uhr wollte er mit der
Straßenbahn zu seiner Unterkunft in F zurückfa-hren° Der be—
nutzte Straßenbahnzug wurde jedoch wegen

Betriebsechluß unterwv

wegs in das Straßenbahndepot eingefahren° Hierbei erlitt der
Kläger einen Unfall, der den Verlust des linken Unterarhs zur

Folge hatte° ' ‘ "

Die Versorgungsbehörde-het mit Bescheid Vom 15° Mai 1950 Ver—

sorgung nach dem Bayerischen Gesetz über Leistungen an Körper—
besehädigte (KBLG) abgelehnt, weil der Kläger keinen Dienstun—
fall erlitten habe. Er habe unter Alkoholeinfluß gestanden und
sei nicht mehr fähig gewesen, sich sicher im Verkehr zu bewegena‚

Das Oberversicherungsemt (OVA‚) Landshut hat die Berufung (al—
ten Rechts) des Klägers mit Urteil

vom 17° April 1952 zurückge—l

wiesen° Auf Rekurs, übergegengeh als Berufung neuen
Redhts, hat

das Landesscziälgeri0ht (LSG„) mit Urteil vom 16° Februar 1956

das Urteil des OVA° und den angefochtenen Bescheid aufgehoben

und den Beklagten verpflichtet, Rente nach demKBLGnach einer
Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE.) um 50 V.H, sh 1° Februar

1947 zu gewähren° Es hat ausgeführt, der Kläger habe sich_bei

der Zusammenkunft sowie euf_dem Hin— und Rückweg hierzu im mi—
litärischen Dienst befunden° Ob er sich durch Trunkenheit vom

Dienst gelöst habe, brauche nicht geprüft zu werden, da eine

Trunkenheit nicht wahrscheinlich sei„ Der Vermerk im Schlußbe—

richt der Verkehrsunfallhereitschaft über einen Blutalkoholge—
halt von 2,622 %o reiche zum Nachweis der Trunkenheit nicht aus.
Weder die Zeugen, die an der Zusammenkunft teilgenommen hatten,

noch die im Ermittlungsverfahren der Städtischen Werke gehörten

Personen hätten eine Trunkenheit wahrgenommen, Es sei geriehts—Hv'

bekannt,daßdie Methodikder Blutelkohblbestimmung1944noch
nicht querlässig gewesen sei° Der der Blutuntersuchung zugrun—
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_
de liegende Befund mit dem Namen des Sachverständigen fehle°

‚Auch die Einstellung des gegen den Kläger aus Anlaß des Unfalls-

“eingeleiteten kriegegerichtli0hen Verfahrens und die 1945 er—
folgte übernehme in die Offizierslaufbahn spreche gegen ein er—
hebliches'Selbstverschulden° lin Verschulden des Klägers an dem,

\Unfall sei überdies unerheblich, weil nur eine absichtlich her“
beigeführte Gesundheitsschädigung einen Versorgungsanspruch

ausschließe, Revision wurde nicht zugelasseno°‘ " '

Der Beklagte hat Revision eingelegt, Er hat beantragt, das enge—
fochtene Urteil aufzuheben und die Berufung des Klägers gegen
das Urteil des OVA° Landshut vom 17. April 1952 zurückzuweisen,
hilfsweise die Sache an das LSG° zurück2uverweisen° Er rügt, das
LSG° habe seine Sachaufklärungspflicht verletzt und die Grenzen '
des Rechts zur freien Beweiswürdigung überschritten° Da das LSG°
den Hinweis in den Unfallakten auf einen Blutalkoholgehalt von

‚2,622‘%o nicht als ausreichenden Nachweis für eine Trunkénheit

—'angesehen habe, hätte es Zeugen hören müssen, und zwar die Zeu—

igin Fröhlich, die in denUnfallakten der StädtisbhenWerkeange—
‘geben habe, sie habe beim Einrücken der Straßenbahn einen Mann_
von der fahrenden Straßenbahn abspringen sehen, und den Zeugen

H “
, der im Verfahren vor dem OVA° ausgeeagt habe, ihm

sei damals er2ählt worden, der Kläger sei, als er merkte, daß
die Straßenbahn ins Depot fuhr, abgesprungen„ Das,LSG° habe sein_

Recht zur freien Beweiswürdigung überschritten, weil es Sich mit

'den bisherigen Aussagen der Zeugen nicht auseinahdergesetzt und

entgegen der Feststellung im Schlußbericht der Verkehrsunfallbe»
reitschaft eine Trunkenheit des Klägers nicht angenommen habe°

Es seien keine zwingenden Gründe vorhanden, daß der Blutalkohol—_

‚ gehalt Von 2,622 %0 nicht den Tatsachen entspreche° Die Alkohol—\
einwirkung und das Abspringen Von der fahrenden Straßenbahn Sei—

en die nach der Kausaltheorie der Kriegsopferversorgung (KOV„)

allein wesentlichen Ursachen der Gesundheitsschädigung, denen ge-
genüber es unerheblich sei, daß der Kläger sich beim Rückweg vom

Kameradschaftsabend—nochim militärischen Dienst befunden habeo
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„

'Der‚Kläger'hat Verwerfung der Revision beantragt.,

Die Revision ist form» und fristgerecht eingelegt und begründet
_‘worden (55 164, 166 SGG) Sie ist auch ststthaft, weil der gerüg—

te Wesentliche Verfahrensme angel der fehlerhaften Beweiswürdigung

des LSG° vorliegt (5 162 Abs° 1 Nr° 2 in Verbindung mit 5 128
SGG, BSG, 1 8° 150)

Das Gericht hat die erhobenenBeweise zu würdigen (@ 128 SGG)
und zu entscheiden, welche Tatsachen es als bewiesen ansieht, wo—

bei es in der Beweiswürdigung—vorbehaltlich einer Verletzung
von Denkgesetzen und Erfahrungssätzen —

frei ist, Überschreitet

das Gericht die gesetzlichen Grenzen seines Rechts auf freie Bee ‘
weiswürdigung, so leidet das Verfahren an einem wesentlichen
Mangel (BSG°2's„ 236; SozR„see @128 Bl„ Da 7 Nr. 16). Das
LSG° hat die Gründe, die für seine Überzeugung leitend gewesen

sind, im Urteil anzugeben(5 128 Abs. 1 Satz 2 SGG) Dadurch ist
es dem Revisionsgericht möglich zu prüfen, ob die Vorinstanz die
Gren2en des Beweiswürdigungsrechts eingehalten hat°

Das LSG° ist von der zutreffendeh
sachlich—rechtlichen

Auffasw

_sung ausgegangen, daß sich der Kläger bei der Zusammenkunft der

Beamtendes Ersätzverpflegungsmagazins und bei der Rückkehr von
dieser_in sein Quartier im militärischen Dienst befunden hat. Ob
sich der Kläger vom Dienst dadurch gelöst hat, daß er sich bei .

dieser Zusammenkunft in einen erheblichen Rauschzustand versetz—It

te, hat das LSG° nur deshalb nicht geprüft, weil es eine Truh—
kenhcit des Klägers aus mehreren Gründen verneinte. Das LSG, hat

festgestellt, in dem in den Akten der Straßenbahnwerke enthalté—

nen Schlnßbericht der Verkehrsunfallbereitschaft vom 5 Mai 1944

befinde sich unter Bezug auf ein in dies en Akten nicht mehr ent—

haltenes Blatt (11) der Satz, daß der Kläger unter mittelgradi—

ger Alkoholeinwirkung gestanden habe, wobei ein Blutalkoholge-

halt von 2,622 %0 angegeben ist° Diese Feststellung und der Hin—

weis, daß der der.Blutuntersuchung zugrunde liegende ärztliche
,

Befund mit dem Namen des Sächverständigen fehle, erwecken den An—

5
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schein,als obdasLSG°derMeinungwar, diesesBlatt 11habeur—
>'sprünglich zu den Unfällektén der Städtischen Werke gehört und sei

später entfernt worden und dadurch leide die Glaubwürdigkeit—der

Angabe über den Alkoholgehalt des Blutes im Schlußbericht„ Eine ‘
‘ solche Auffassung des Lch wäre unrichtig° In den Unfallakten '

der Städtischen Werke befindet sieh nur OiHE'AbSChTift des Schluß—

berichts der Verkehrsunfallbereitschaft„ Die Blatthinweise in dem
Schlußbericht müssen sich daher auf die Äkten der Verkehrsunfall—,

bereitschaft (Polizeipräsidium) beziehen, nicht’auf_die Unfallak—
ten der Städtischen Werkeo Die Akten der Verkehrsünfallbereit—

_
schaft haben dem LSG° nicht)vorgelegen° Das Poliäeipräsidium Nürn—‚

‘berg hat dem LSG° mitgeteilto déß Sämtliéh8 Unfallakten bis 1945

infolge des Krieges zu Verlust gegangen sind‚ Da aus den'Ausfüh—

' rungen des Urteils nicht klar zu erkennen ist, ob das LSG° sich
bewußt war, daß'dgs genannte Blatt 11 über die Blutalkoholbestim—‘

mung nie Bestandteil der Unfallakten der Städtisbhen Werke war,
besteht die Möglichkeit, daß das LSG—°bei seiner Bewiswürdigung

von einem unrichtigen Sachverhalt.ausgegangen ist° Hat'aber das

LSG„_dem Schlußbericht der Verkehrsunfallbereitschaft deshalb

keine Beweiskraft zugemessen, weil es den im Schlußbericht lie—
" genden Urkundenheweie durch die gehörten Zeugen für widerlegt ge—

halten hat; so hat es verkannt, daß auch der Urkuhdenbeweis über

fremde Wahrnehmungen als die echwächsté Form dieses Beweiemittele_

(@ 118 sea ioVo mit @418 Abs° 1 und 32?0) nur durch ereehöpfen—*

de Secheufklärung (@ 103 SGG) widerlegt werden kann° Um dem zu

genügen, hätte das LSG„versuchen müssen, den Reserveleutnänt

der
Schutzpoliäei

L , der den Schlußbericht der Verkehrsun—
_fallbereitschaft verantwortlich gezeichnet.het‚ zu ermitteln und,.

=zu vernehmeno

Des LSG° ist zwar der Ansicht, der Vermerk über einen Blutelko-

holgehalt von 2,622 %o werde dadurch entkräftet, daß die Zeugen

eine Trumkenheit des Klägers nicht wahrgenommen haben° Diese Aus—

führun%en zeigen aber, daß das LSG° verkennt hat, daß die Erschei—

nungsformen von Trunkenheit verschieden sein—können° Zwar ist bei“

„einem Fußgänger für die Verkehrstüchtigkeit nicht allgemein ein
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absoluter Grenzwert des Blutalkoholgehalts wie bei Kraftfahrern

mit 1, 5 ‚00 anzunehmen, sind vielmehr beim Fußgänger die beson—

deren Umstände, wie Alkoholverträglichkeit, Alter, Tag» oder
Nachtzéit u ä, zu berücksichtigen (vgl ?onsold, Lehrbuch der ge—'

richtlichen Medizin, 2 Aufl 1957, S 268, _Cremerius, Versiche—

rungsschutz bei Trunkenheit und Übermüdu■gim Straßenverkehr in
nvz 19593° 10953137), Nehmenunter zahlreichen Anwesendenzwei
Zeugen —hier: M ' und H L —die Trunkenheit einer

dritten Person nicht wahr, so beweist das Fehlen einer solchen
Beobachtung allein noch nicht, daß dieser Zustand nicht Vorgele—

gen hat° Trunkenheit tritt für die Umwelt keineswegs immer offen
zutage° Sehr häufig zeigen sich die Wirkungen des Alkohols erst,

wenn es auf eine schnelle und richtige Reaktion ankommt (BGH° v,

8,701957—II—ZR177/56 in BB 19578° 945; Lindenmaier»Möhfing,zec
{@286(0) Nr, 29)° Einesolchefür die Verkehrstüchtigkeitdes

,“Klägers schwierige Lage entstand beim AusSteigen oder AbSpringen

von der Straßenbahn oder beim Ausweichen in der Dunkelheit an
‚einer Stelle, die keine Haltestelle iStw Mit dem bloßen Hinweis,
'daß zwei andere Teilnehmer an demecsellschaftsabend von einer

Trunkenheit des Klägers nichts wissen und daß dem Straßenbahn—

personal kein betrunkener Fahrgast aufgefallen ist, konnte das

LSG, daher eine Tfunkenheit noch nieht verneinen; denn dies
e Zeu—

gen haben den Kläger nicht bei Handlungen beobachtet, die eine '

Ve1kéhrstüchtigkeit erforderten°

Auch die weitere Begründung im Urtéil‚dcs LSG„, die Methodik der

Blutalkoholbestimmung sei 1944 noch nicht zuvexlässié gewesen,

gibt zu Bedenken Anlaß° @ 81a Strafprözeßordnung in der 1944 gel—

tenden Fassung -enthielt bereits die Bestimmung, daß die Entnahme '

Von Blutproben zulässig ist° Diese-Vorschrift wäre sinnlos, wenn
nicht schon damals Blutuntersu0hungén ven den Gerichten als be—

weiserheblich angesehen werden wären° Tatsächlich bestand bereits
1937/38 die einheitliche Auffassung, daß die Blutalkoholbestimmung

als‘Beweis maßgeblich, wenn nicht entscheidend, herangezogen und

berücksichtigt werden muß (Kallfelz, Die Blutelkoholbeetimmung
nach Widmerk und_ihte forensische Bedeutung in JW 1937 S. 2336;
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SchöffengeribhtCottbusin JW1958S° 2664Nr° 4 mit Literaturen—
gaben)° Mit einem nicht veröffentliomen Erleß von

1932
war die

Blutuntersuchung auf Alkohol im Bereich der Polizeiverwaltung
Berlin vereuch3weise eingeführt werden° Auf Grund der Erfahrun—

gen wurde sie mit Runderläß des RuPerl„ vom 25° September 1936

(RMB11V„Sp„ 1277) allgemein für die staatlichen ?olizeiverwal—
tungen Preußens angeordnet und die Widmerksche Methode vorgeé

schriebeno Mit demHunderlaß des RESSuchdbteoiovom 19„ Juli
1938_(DeutscheJustiz s; 1378)wurdendie Voreehriftenüberdie
Blutuntersuchung auf Alkohol auf die gesamte staatliche und kom«
munale Polizei ausgedehnt und-genaue Anordnungen über éie Durch—

führung der Alkoholblutuntersuchung gegeben° Auf diesen Erlaß

wird auch heute noch hingewiesen (so Müller; Streßenvérkehre—
„.recht,‘20° Aufl°‚ 19578° 499)° Für Angehörige der Wehrmacht

wurde die Blutuntersuchung auf Alkohol nach Widmark gesondert

eingeführt (s„ Vfg„ vom25°1‚1936 i„d‚F„ vom25„461938‚Deutsche-
Just.iz_3° 1379)“ Daß Fehler bei der Ermittlung des Alkoholgehalts-

im Blut möglich sind, insbesondere bei Benutzung nicht einwand—

■freier Geräte, und daß die Genauigkeit des Widmerkechen Verfah»

rens nicht über die erste Dezimele hinäusreicht (s„ Elbel/Schleyer‚v

Blutelkohol, 2° Aufl„ 1956 8° 128), steht dem grundsätzlichen Be—

weiswert der Blutalkoholbestimmungnicht entgegen„Das Lse„ geht-,
demnach bei seinen Aueführungen, es sei gefichtsbekennt, daß die

Methodik der Blutnlkoholbestimmung 1944 noch nicht zuverlässig“

war, von einer unrichtigen Annahme aus; Zwar bedürfen gerichte—

kundige konkrete Tatsachen keines Beweises und keiner Begründung

“($ 291 zeo); aber Erfahrungssetze; die der Richter eigener Seeh—
kunde entnimmt, unterliegenlels Réchtesätze der Nachprüfung auf

ihre inhaltliche Richtigkeit durch das Rovisibna$erioht (Schwinge,

Grundlagen des Revieionsrechts (1935) S„ 181 f„)„ Das LSG° hat so—

mit bei deerestetellun
,

eine Trunkenheit sei nicht nechgewieéen,

insbesondere bei der Bewértüng der Angabe über einen Blutalkohol—

‚gehalt des Klägers von 2,622 %o die gesetzlichen Grenzen seines

Rechts auf freie BeWeiswüräigung überschritten° Die Revision ist

daher nach 5 162 Abs° 1 Nro 2 SGG in Verbindung mit € 128 SGG

‘ . "

. .
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‘
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statthaft Da schon die Rüge dieses Fehlers in der Beweiswürdigung

ldurchgreift, brauchte der Senat nicht mehr zu_ prüfen, ob etwa die
Revision noch aus einem anderen Grunde statthaft ist

Die Revisionist auch
begründet_(■162fAbso2 see); dennes ist

möglich, daß das Gericht bei einer fehlerfreien Beweiswürdigung

zur Bejahung der Trunkenheit gelangt wäre und aus diesem Grunde
eine Lösung des Klägers vom militärischen Dienst angenommen hät—

te (nse„2 so 197)° ‘ ' '>

Da die Revision begründet ist, hat der Senat des angef0Chtenev

Urteil in vollem Umfang sachlich—rechtlich nechzuprüfen (BSG° }

so 180 1185 37)„

Die Auffassung des LSGo, Soldaten und Wehrmachtsbeamte befanden

sieh als Angehörige der Wehrmachtgrundsätzlich ständig im DienSt,

ist in dieser Ällgemeinheit nicht zutreffend (vg1„ esse 7 5° 19
_und 75) Insbesondere hat das Urteil des Bundessozialgerichts vom

25 November 1958 ($oz■o BVG @ 1 Bl Ca 11 Nr° 52) sich ausführ—

lich mit dem Verhältnis zwischen militärischen Dienst und Teilnah—

me an einem Kameradschaf+ sahend befaßto Wie das LSG° noch zutref—T

fend angenommen hat, ist der Begriff "anläßlich militärischen
f

Dienstes" in Art 1 Abs° 1 Beyer° KBLG dem Tatbestandsmerkmal
("während der Ausübung militärischen Dien$tes " in @1 Abs° 1 BVG

gleichzusetzen (vgl° hierzu Urteil des erkennenden Senats in BSG°

'7, S„_19 1227)° Der Heimweg des Klägers steht daher grundsätzlich‚„

aber nicht in jeder Hinsicht, unter versorgungsrechtlichem Schutz°
Der Unfall muß dem Kläger

zu einer Zeit zugestoßen sein, in der

er‘gerade militärischen Dienst ausgeübt hat; Er darf den Dienst

_niuht durch eine dienstfremde Tätigkeit unterbrochen'haben; dies

wäre der Fall,_wenn der Kläger zur Zeit des Unfalls durch eine.
persönliché,_der privaten Lebensphäre'zuzurechncnden Tätigkeit so

.
in Anspruch genommen wurde, daß er dabei seinen Dienst nicht mehr
ausübenkonnte° In dieser Weise hat der Kläger zwar seinen Dienst,

nicht unterbrochen° Das BSG hat aber in seiner oben zitierten

Entscheidung vom 25 November 1958 (a
& 0 Ca 15 R) auch ausge—

5prochen‚ daß gleichzeitig zwei oder mehr Tätigkeiten ausgeübt

;..9..‘
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werden können, von denen nur die eine als Ausübung militärischen

Dienstes anzusehen ist° Ob und inwieweit die Dienetaüsübung noch
' eigenveranthertliChecprivate Tätigkeit zuläßt, hängt nach dieser,

auch Vom erkennénden Senat gebilligten Auffassung davon ab, wel—

cher Art der militärische Dienst und die private Tätigkeit ist°
Stellt das LSG° auf Grund der néuen Vürdigung des Sachverhalts

fest, daß der Kläger im trunkenen Zustande die Straßenbahn benut2t

hat, so ergeben sich damit zwei Gefahrenkreiee: der verehrgunge—

rechtlich geeehützte Gefahrenkreis der Rückkehr vom Kameradschafte-
abend zur Unterkunit, unabhängig von einer etwaigen Trunkenheit,

{und der von der Trunkenheit beeinflußte Gefahrenkreie des nicht
oder nicht vollständig verkehrstüchtigen Teilnehmers am Straßen—

verkehxo Der Senat rechnet allerdings nicht wie Ewald (KGV Nr°

5/1959 3° 95) die Trunkenheit zu den "kauealitätsbehinderndenf‘
und reehtehindernden Tatsachen"° Auch eine Unterbrechung des ur—

sächliehen Zusammenhangs zwischen Wehrdienst und Unfall hat außer
Betracht zu bleiben, weil der Wehrdiéhet.nicht_di€ wesentliche Ur-

sache des im Dienst erlittenen Unfalls sein muß, um den Versor—

gungsanSpruch zu begründen (so die frühere Rechts prechung, vg].°

Urt. d„‚Bayer° LVAmts v° 22,2„1950 in AMB1. 1950 3° 483 Nr; 154
_

EuM°Bd“ 46 sg 405)5‚Bei einem Zusammentreffenbeider_GCfahrenkrei—
ee Wie im vorliegenden Fall ist entscheidend, daß—die der Trunken—

heit zuzurechnende Gefahrerhöhung zu Lasten der privaten Lebens—

,sphära des Verkehrsteilnehmers geht und daher den Versorgungs—

schutz ausechließt° Dienstausübung sind nur Verrichtungen inner—

halb der militärischen Berufspflichtén oder dienstlichen Befug—
nisse (RVG-er° 3, 158 11617); Dies bedeutet hier, daß alle dieje-

nigen Handlungen und Unterlassungen des Klägers auf dem Weg zur
Unterkunft nicht mehr zur

Aueübung des Dienstes-rechnen können,

“die Folge der Trunkenheit gewesen sind„ ' ‘ °

Der Genuß alkoholischer Getränke in einem Maße, des zur Trunken—

heit und damit zur Verkehrsuntüchtigkeit führt, stellt in der Re-

gel ein Handeln der, das nicht der militä.rische■ Dien stausübung -

zuge1echnet werden kann° Dies gilt auch dann, wenn auf Kamerad—

echaftsabenden häufig oder regelmäßig reichlich Alkohol—genossen-
}
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wurde° Ob im Ein2elfall besondere Umstände, wie zoB„ Alkoholgehuß

"unmittelbar während der Kampfhandlungen eine andere rechtliche Be—
urteilung rechtfertigen können, kann hier außer Betracht bleiben°
Auch die Möglichkeit eines etwaigen weiteren durch Handlungen drit—

ter Personen oder durch höhere Gewalt _gesohaffenen Gefahrenkrei—'

ses brauchte nicht geprüft zu werden, weil das LSG„ Einwirkungen
dritter Personen oder höherer\Gewalt nicht festgestellt hat°

Das LSG„'wird demnach, falls es eine Trumkénheit-des Klägers fest—
stellt„au'prüfen haben, ob das zumUnfall führende Verhalten des_
Klägers auf dem Heimweg (Übersehen'oder'Überhören der Endstation,
schnelles Verlassen der Straßenbahn, Bewegung auf dem Gelände'der."

Straßenbahnschienen) dieser Trnnkenheit und damit allein seiner .
Person und seiner PrivatsPhäre—zuzurechnen ist Auf_ ein Verschul—
den, das weder Vorsatz noch Absicht ist, kommt es dabei, wie das

LSG° mit Recht ausgeführt hat, nicht an.
Entscheidend

ist nur, ob

dieses Verhalten des Klägers seinen Grund in der durch @runken—

heit verursachten Verkehrs untüchtigkeit hatte, oder ob der Kläger‚)

unabhängig vom
vorausgegangenen Alkoholgenuß„ infolge anderer Um—

stände'verunglückt ist° '

.Bei Prüfung der Frage, ob ein zum Unfall führendes Verhalten des

Klägers Folge einer Trunkenheit war; Wird das LSG° auch zu erwägen)

haben, ob die im ZiVilprozeß entwickelten Grundsät2e vom Beweis des”

ersten Anscheins gemäß 5 118 i V mit @ 202 SGG im sozialgericht—

lichen Verfahren entsprechend anzuxvenden sind (vgl Peters— Sautter—

Wolff7 Kommasee 5 128 Er1° 2 Buchst„ b Abs„ 5; Rohwer—Kahlmann,
SGG @ 128 Anm° 19; Haueisen, DOK 19578 .

3) Ein nach dem Anscheine-

beweis ermittelter Tatbestand könnte nur dadurch widerlegt Werden, '

daß bestimmte Tatsachen es wahrséheihlich machen, daß auch ein

Nüchterner eine gleiche Gefahrehlage bei Aufwéndung der zumutba—

ren Aufmerksamkeit nicht gemeistért hätte (BGHZ.18, 311 13137;

„
BGH°v° 8070195? in BBQ1957 55 945)°

Da die Reviei0n begründet ist, war das
angefochtene Urteil aufzu—

heben (@170 Abs° 2SGG) Der Senat konnte nicht selbst entscheiden,

weil Feststellungen tete °ä0hliChor Art zu treffen sind, die dem Re—*
‚.,

„,
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visionsgerioht vefschlossen sindo—‘

Das LSG„ wird uhter Beachtung der Rechtsauffassung des Révisio■s— f

gerichts den Sachverhalt nochmalszu eribrschen.pnd danachzu '
entscheiden habeno ' ' ” ' ' ' ‘

-Die Köstenentséheiduhg bleibt dem den-Rechtsstreit abschiießenden

.Urteil vorbehaltena V ’
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